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(Nr. 13631.) Verordnung zur Anderung der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Für⸗ 
ſorgepflicht. Vom 31. Juli 1931. 


Auf Grund des Fünften Teiles, Kapitel VIII, Artikel 4 der Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 279) wird folgendes verordnet: 


Arkikel 1. 
Die Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 17. April 1924 
GGeſetzſamml. S. 210) in der Faſſung der Geſetze vom 17. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 79) und 
29. März 1927 (Geſetzſamml. S. 33) iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 


1. § 18 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 3: 
Dieſer Beirat iſt auch bei der Aufſtellung von Richtſätzen zu hören. 


2. An die Stelle des § 20 Abſ. 2 bis 5 treten folgende Beſtimmungen: 


(2) Gegen Verfügungen darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Für⸗ 
ſorge zu gewähren iſt, ſteht dem Fürſorgeſuchenden der Einſpruch zu. Dieſer iſt 
bei derjenigen Stelle anzubringen, die die Verfügung erlaſſen hat. Schriftliche Ber- 
fügungen ſind mit einer Belehrung über das Einſpruchsrecht zu verſehen; gegen ſie 
iſt der Einſpruch nur binnen zwei Wochen ſeit der Bekanntgabe zuläſſig, im übrigen 
finden die Vorſchriften des § 52 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 entſprechende Anwendung. Wird der Ein- 
ſpruch zurückgewieſen, ſo iſt der Beſcheid mit Gründen und einer Belehrung über 
das zuläſſige Rechtsmittel zu verſehen. 


(3) Der Kreisausſchuß kann die Entſcheidungen über Einſprüche dem Landrat 
als laufende Geſchäfte im Sinne des § 137 der öſtlichen Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 und der entſprechenden Vorſchriften der für die übrigen 
Provinzen geltenden Kreisordnungen übertragen. Das gleiche gilt im Verhältnis 
vom Provinzial(Landes)ausſchuß zum Landesdirektor (Landeshauptmann), in den 
Hohenzolleriſchen Landen zum Vorſitzenden des Landesausſchuſſes. Ebenſo kann der 
Gemeindevorſtand dieſe Entſcheidungen einem ſeiner Mitglieder oder einem ſonſtigen 
Gemeindebeamten übertragen. 


(4) Wollen kreisangehörige Gemeinden oder engere Gemeindeverbände dem Ein- 
ſpruche nicht ſtattgeben, ſo haben ſie ihn, ſofern es ſich nicht um eine Stadt von mehr 
als 10 000 Einwohnern oder in der Provinz Hannover um eine der ſelbſtändigen 
Städte (§ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover) handelt, dem zu- 
ſtändigen Organe des Bezirksfürſorgeverbandes zur Entſcheidung vorzulegen. 

(5) In Fällen der ſozialen Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinter⸗ 
bliebene oder ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleichſtehende find bei der 
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Entſcheidung über den Einſpruch mindeſtens zwei Vertreter der Kriegsbeſchädigten 
und Kriegshinterbliebenen mit vollem Stimmrechte hinzuzuziehen. Dieſe wirken 
neben der gleichen Zahl Provinzial(Landes)ausſchußmitglieder unter dem Vorſitze 
des Landesdirektors (Landeshauptmann), in den Hohenzolleriſchen Landen des Vor— 
ſitzenden des Landesausſchuſſes, bei der Entſcheidung über den Einſpruch gegen 
Verfügungen mit, die die Provinzialverbände, die Bezirksverbände Wiesbaden und 
Kaſſel oder der Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande als Landes 
fürſorgeverbände erlaſſen haben. 


(6) In Fällen der ſonſtigen Fürſorge iſt vor der Entſcheidung über den Einſpruch der 
nach § 18 Abſ. 2 zu bildende Beirat oder ein nach den gleichen Grundſätzen zuſammen⸗ 
geſetzter Ausſchuß desſelben zu hören. Im Falle des Abſ. 4 gilt dies jedoch nur bei 
der Entſcheidung durch das zuſtändige Organ des Bezirksfürſorgeverbandes. Kreis⸗ 
angehörige Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern und ſelbſtändige Städte der 
Provinz Hannover haben zu dieſem Zwecke unter entſprechender Anwendung des 
§ 18 Abſ. 2 und 3 einen Beirat zu bilden, dem nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen 
berufene ſtädtiſche Deputationen oder Ausſchüſſe (§ 18 Abſ. 4) oder deren Unteraus- 
ſchüſſe, ſofern ihre Zuſammenſetzung den Vorſchriften des § 18 Abſ. 2 genügt, gleich- 
ſtehen. 


(7) Gegen die Zurückweiſung des Einſpruchs ſteht dem Fürſorgeſuchenden binnen 
zwei Wochen ſeit der Zuſtellung die Beſchwerde zu. Die Beſchwerde iſt bei der Stelle, 
gegen deren Beſchluß ſie gerichtet iſt, anzubringen. Dem Vorſitzenden der über den 
Einſpruch beſchließenden Stelle ſteht in allen Fällen die Beſchwerde zu; will er ſie 
einlegen, ſo hat er dies bei der Feſtſtellung des Beſchlußergebniſſes ſofort zu erklären; 
die Zuſtellung der Entſcheidung an den Fürſorgeſuchenden bleibt in dieſem Falle 
einſtweilen, jedoch längſtens eine Woche, ausgeſetzt. Erfolgt ſie ohne die Eröffnung, 
daß die Beſchwerde eingelegt iſt, ſo gilt die Beſchwerde als zurückgenommen. Über 
die Beſchwerde beſchließt der Bezirksausſchuß endgültig. Im übrigen finden die 
Vorſchriften der § 52 Abſ. 1 und 2, § 122 Abſ. 1, 2 und 5, § 123 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 entſprechende Anwendung. 


3. § 30 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


b) 


Auf Antrag des vorläufig oder endgültig verpflichteten Fürſorgeverbandes kann durch 
Beſchluß des Kreis-(Stadt-)Ausſchuſſes nach Anhörung der Beteiligten den nach 
bürgerlichem Rechte Unterhaltspflichtigen und den nach § 25 a der Verordnung über 
die Fürſorgepflicht Erſatzpflichtigen auferlegt werden: 

1. den Hilfsbedürftigen den erforderlichen Unterhalt zu gewähren; 

2. dem Fürſorgeverbande für die Koſten der Fürſorge Erſatz zu leiſten.“ 


Abſ. 2 Satz 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

Die Beſchlußfaſſung ſteht dem Kreis-(Stadt⸗)Ausſchuſſe des Stadt- oder Landkreiſes 
zu, in dem der beantragende Fürſorgeverband ſeinen Sitz hat. Das gleiche gilt für 
die Beſchlußfaſſung über Anträge auf anderweitige Feſtſetzung oder auf Erlaß der von 
ihm feſtgeſetzten Teilzahlungen (§ 23 Abſ. 3, § 25 c Abſ. 3 der Verordnung über die 
Fürſorgepflicht). 


e) Im Abſ. 3 Satz 2 treten hinter das Wort „Erſatzpflichtigen“ die Worte „un⸗ 


beſchadet deſſen weitergehender Anſprüche auf Schadenserſatz.“ 


d) An Stelle des Punktes nach Abſ. 3 Satz 3 treten ein Strichpunkt und folgende Worte 


„die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtswegs bleibt unberührt.“ 
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Artikel 2. 
Das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) in der Faſſung des Geſetzes vom 29. März 1927 (Geſetzſamml. 
S. 33) iſt in folgender Faſſung anzuwenden: 


§ 161 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
1. an die Stelle der Worte „§ 20 Abſ. 4“ treten die Worte „§ 20 Abſ. 7“, 


2. an die Stelle der Worte „des Geſetzes vom 17. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 79)“ 
treten die Worte „der Verordnung vom 31. Juli 1931 (Geſetzſamml. S. 137)“. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 31. Juli 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. 


(Nr. 13632.) Verordnung über die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen im Fürſorgeermittlungsverfahren. 
Vom 27. Juli 1931. 


Auf Grund des $ 27 Abſ. 3 der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgeſetzbl. I S. 100) in der Faſſung des Fünften Teiles Kap. VIII der Verordnung des Reichs 
präſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 279) 
verordne ich, was folgt: 


Sch: 

Gegen Arbeitgeber, die eine Auskunft über Art und Dauer der Beſchäftigung, über die 
Arbeitsſtätte und über den Arbeitsverdienſt eines Hilfsbedürftigen oder eines Unterhalts- oder Erſatz⸗ 
pflichtigen innerhalb einer ihnen geſetzten Friſt von mindeſtens einer Woche unentſchuldigt nicht 
erteilen, kann eine Ordnungsſtrafe bis zu 150 RAM feſtgeſetzt werden. 

Die Ordnungsſtrafe kann im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


§ 2. 
Iſt die Auskunft erfordert von 
1. einem Bezirksfürſorgeverband oder den Landesfürſorgeverbänden Stadtgemeinde 
Berlin und Landeskommunalverband Lauenburg, 
2. einer kreisangehörigen Gemeinde (engerem Gemeindeverband) im Rahmen der ihr 
übertragenen Fürſorgeaufgaben, 
3. einem ſonſtigen Landesfürſorgeverbande, 


fo ſteht die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe zu im Falle zu 1 dem Vorſitzenden des Verwaltungs— 
organs des Bezirksfürſorgeverbandes, zu 2 dem Vorſtande der Gemeinde (des Gemeindeverbandes), 
zu 3 dem Landeshauptmann (Landesdirektor), in den Hohenzolleriſchen Landen dem Vorſitzenden 
des Landesausſchuſſes. a 


8 3. 
Der Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe muß die ſchriftliche Androhung in beſtimmter Höhe 
vorangehen, es ſei denn, daß bereits bei Erforderung der Auskunft auf die Zuläſſigkeit der Feſt— 
ſetzung hingewieſen iſt. 


. Grunau, fol ten. str. 1297 3 > 


R 30 
140 Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 31, ausgegeben am 3. 8. 31. 


8 § 4. 

Gegen die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe iſt Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde gegeben. 
Iſt dieſe der Landrat, ſo iſt weitere Beſchwerde an den Regierungspräſidenten gegeben. Die Friſt 
für die Beſchwerde beträgt in jedem Falle zwei Wochen. 

Die Beitreibung der Ordnungsſtrafe iſt nicht zuläſſig, bevor die Feſtſetzung unanfechtbar 
geworden iſt. 


* 


Berlin, den 27. Juli 1931. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


(Nr. 13633.) Beſchluß über die Aufhebung veralteter Polizei⸗ und Strafgeſetze. Vom 25. Juli 1931. 


Auf Grund des $ 2 des Geſetzes zur Aufhebung veralteter Polizei- und Strafgeſetze vom 
5. März 1931 (Geſetzſamml. S. 33) heben wir mit Zuſtimmung des Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung folgende, in 
der Provinz Heſſen-Naſſau ergangene Geſetze (Verordnungen mit Geſetzeskraft), ſoweit fie noch 
gelten, als veraltet auf: 

1. Edikt der Naſſauiſchen Landesregierung, betr. Erneuerung der beſtehenden Verordnungen 
über Handhabung der öffentlichen Sicherheit, vom 6. Juli 1816 (Samml. der landesherrlichen Edikte 
und Verordnungen, welchen vom 1. Juli 1816 an im Umfang des Herzogtums Naſſau Geſetzes⸗ 
kraft beigelegt worden iſt, Band 2 S. 155); 

2. Regierungsausſchreiben wider das Tragen und das Verfertigen oder den Verkauf der 
Dolche und der Stöcke mit Degenklingen oder Wurfſpießen vom 19. Oktober 1819 (Samml. 
von Geſetzen, Verordnungen, Ausſchreiben und ſonſtigen Verfügungen für die kurheſſiſchen 
Staaten S. 57); 

3. Verordnung, das Aufrichten der Maibäume betr., vom 23. Mai 1827 (Döllinger, Samml. 
der im Gebiete der inneren Staatsverwaltung des Kgr. Bayern beſtehenden Verordnungen. 
Bd. 13 S. 1421); 

4. Verordnung des Landgrafen zu Heſſen, betr. den Schutz und die Ausübung der Jagden 
im Amt Homburg, vom 3. September 1841 (Archiv der landgräfl. heſſiſchen Geſetze und Verord⸗ 
nungen 1816—1866 S. 345); 

5. Bekanntmachung der herzoglichen Landesregierung, die Vertilgung der der Jagd ſchäd⸗ 
lichen Tiere betr., vom 26. September 1845 (Verordn. Bl. des Herzogtums Naſſau S. 236); 

6. Verordnung des Herzogl. Naſſauiſchen Staatsminiſteriums, betr. das Verfahren bei 
Polizeivergehen, vom 4. Januar 1855 (Verordn. Bl. für das Herzogtum Naſſau S. 1); 

7. Verordnung über öffentliche Tanzmuſik vom 18. Juni 1862 (Reg. Bl. für das Königreich 
Bayern S. 1391). 


Berlin, den 25. Juli 1931. 


Zugleich für den Preußiſchen Juſtizminiſter 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 
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